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FRANK WERNER 

Begriffe und Ziele der Raumordnungspolitik in der DDR 

Im folgenden werden einige Zentralbegriffe und Zielsy­
steme der Raumordnungspolitik der DDR vorgestellt, deren 
Kenntnis in Westeuropa recht gering ist1 . Das liegt u. a. 
daran, daß keine regelmäßigen Raumordnungsberichte an das 
Parlament publiziert werden, sondern nur interne Papiere in 
unregelmäßigen Abständen vorliegen und die Informations­
politik zur Raumplanung außerordentlich restriktiv ist2 . 

I. Zentralbegriffe der Raumordnungspolitik 

Es gibt in der DDR einige raumordnungspolitische Begrif­
fe, die beständiger als der tagesbestimmte, auf Parteitage und 
politische Kampagnen ausgerichtete Wortschatz sind und mit 
denen auch langfristig-konstante Zielvorstellungen verbun­
den sind. 

1. Die territoriale Spezifizierung „gesellschaftlicher Gesetze" 

Die Basis der Raumordnungspolitik bilden in der DDR 
wie in allen sozialistischen Staaten die „ökonomischen Ge-

1 Vgl. die Rezension von Wunns und Böhnisch!Ostwald! Mobs in: 
Archiv für Kommunalwissenschaften. (1977) II . Halbjahresband . 
Ferner: Werner, F. : Zur Raumordnung in der DDR. - Berlin 1973. 
2 So ist etwa die Zeitschrift für die raumordnungspolitische Praxis 
der DDR, die „Informationen der Forschungsleitstelle für Territo­
rialplanung" der Staatlichen Plankommission, 1971 ff., aufgrund 
einer internen Anweisung nicht zugänglich, und die Artikel sind 
gemäß einem Hinweis im Impressum in anderen Veröffentlichungen 
als „ unveröffentlicht" zu zitieren. 

setze"3 . Sie bestimmen - so die Annahme - das Handeln 
der Gesellschaft entsprechend dem Stande der Produktivkräf­
te, wodurch Ziele als Bestandteile objektiver Entwicklung 
gelten: sie sind erkannte Gesetze. Das wird z.B. folgender­
maßen formuliert: ,,Der Aufbau der sozialistischen Gesell­
schaft erfordert Siedlungen, die optimale Bedingungen für die 
komplexe Durchsetzung der ökonomischen Grundgesetze 
des Sozialismus sichern"4 . 

Die folgenden vier Gesetze gelten - auch raumordnungs­
politisch - als die wichtigsten. Aus ihnen werden Oberziele 
deduziert, und sie sind in ihrer allgemeinen Form den mate­
riellen Grundsätzen im BROG vergleichbar. Sie beziehen 
sich jedoch auf die regionale und städtische Raumplanung. 

1.1. Das ökonomische Grundgesetz des Sozialismus wird 
meist mit Worten wie „Die allseitige Befriedigung der stei­
genden Bedürfnisse und allseitige Entwicklung des Menschen 
ist Ziel der Produktion durch ihre Vervollkommnung" be­
schrieben. Eine abgewandelte Form zur Raumordnung lautet 

3 Auch hier, wie meist üblich, synonym für „gesellschaftliche 
Gesetze". Sie drücken „ wesentliche, notwendige, allgemeine, sich 
wiederholende Zusammenhänge in den Beziehungen der Menschen 
aus ... Die ... Arbeiterklasse ist befähigt, die gesellschaftlichen Ge­
setze zu erkennen und sie zur Grundlage ihres zielstrebigen Han­
delns zu machen.". (Espenhayn, R. , in : Wirtschaftswissenschaft 
(1975) S. 1169 ff.) In kritischer Sicht erscheinen sie „als das, was sie 
ihrer logischen Struktur nach sind: theoretische l'ostulate, denen 
genügt werden muß, wenn die Effizienz der Volkswirtschaft hinrei­
chend gesteigert werden soll." (Hensell Bress: Wirtschaftssysteme 
... , - 1972). Die Gesetze sind u. a. bei Böhnisch u. a. (s.o.), S. 

69 ff. und 102, aufgeführt. 
4 Meissner, F.: Die planmäßige Gestaltung der Stadt-Umlandbe­
ziehungen. - Berlin, Diss. (A) Hochschule für Okonomie 1976, 
s. 1. 
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z. B.: es müssen „solche territorialen Bedingungen der ge­
sellschaftlichen Reproduktion geschaffen, erhalten sowie 
ständig vervollkommnet werden, die die Erhöhung des mate­
riellen und kulturellen Lebensniveaus des Volkes, die volle 
Entfaltung allseitig gebildeter sozialistischer Persönlichkeiten 
und das Wachstum der Volkswirtschaft maximal fördern" 5 . 

1.2. Das Gesetz der Ökonomie der Zeit wird territorial 
dahingehend interpretiert, daß eine Raumstruktur mit dem 
geringsten Aufwand an lebendiger und vergegenständlichter 
gesellschaftlicher Arbeit anzustreben sei. Das wird oft als 
territoriale Effektivität bezeichnet: ,,Die jeweilige territoriale 
Organisation ist dann effektiv, wenn sie maximal zur Ent­
wicklung der sozialistischen Gesellschaft, insbesondere zum 
Wachstum der Volkswirtschaft beiträgt." 

Als Kriterien dienen Zeit-, Kosten- und Leistungsdaten, 
wie die „Erhöhung der Freizeitfonds ... durch Verringe­
rung der Wege- und Wartezeiten", ,,Erhöhung des National­
einkommens" usw. Es bleibt jedoch stets offen, wie die viel­
fältigen Kriterien gegeneinander abzuwägen sind, wie also 
z.B. gesellschaftliche Entwicklung durch gesteigertes regio­
nales Nationaleinkommen repräsentiert oder kompensiert 
wird. Die Steigerung des regionalen Nationaleinkommens 
wird fast durchweg als höchstes raumordnungspolitisches 
Ziel (neben der „Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe­
dingungen") genannt. Es wurde m. W. bisher nur einmal 
berechnet und ist methodisch noch sehr umstritten. In der 
Praxis reduziert sich der Effektivitätsbegriff auf Minimie­
rungsbere~hnungen des gebietswirtschaftlichen Aufwandes 
(s. u.) von großen Investitionen - es wurden „bisher ... 
nur wenig praktikable Effektivitätsrechnungen . . . in der 
P.lanungspraxis angewandt." 

1.3. Das Proportionalitätsgesetz6 „ verlangt .. . eine plan­
mäßige proportionale Verteilung der gesellschaftlichen 
Gesamtarbeitszeit auch auf die einzelnen Gebiete und Stand­
orte des Landes". Anstelle des praktisch nicht realisierbaren 
Begriffes „Gesamtarbeitszeit" werden verschiedenste Krite­
rien verwendet; für .die regionale Gliederung meist Verwal­
tungsgebiete. Das Entscheidende ist jedoch, daß in der Lite­
ratur stets von bestimmten Proportionen gesprochen wird, 
aber kaum von konkreten Daten. Dutzende von territorialen 
Proportionen und Anteilen werden ganz allgemein aufge­
-zählt, etwa die Proportionen , ,zwischen den Siedlungen· und 
kleineren Teilgebiegen eines Gebietes", ,,zwischen den Spe­
zialproduktionen und den Zulieferungszweigen im Gebiet", 
aber damit ist ja das anzustrebende Verhältnis noch nicht 
festgelegt. Die Unbestimmtheit des Proportionalitätsbegriffes 
läßt auch folgendes Zitat erkennen: ,,Die soziale Infrastruk­
tur ist in ständiger, dynamischer Proportionalität mit der sich 
entwickelnden Bevölkerungs- und Siedlungsstruktur zu ge­
stalten." 

5 Dieses und alle weiteren, nicht gekennzeichneten Zitate ent­
stammen dem Lehrbuch „Territorialplanung" von Böhnisch!Ost­
wald! Mohs. - Berlin (0) 1976. 
6 Näher hierzu: Brenner/Kehrer: Zum Gesetz der planmäßig 
proportionalen Entwicklung ... In: Zeitschrift für den Erdkundeun­
terncht (1977) H. 8/9, S. 281 ff. 

Der Begriff reduziert sich in praxi auf die sogen. Haupt­
proportion: das Verhältnis zwischen den Standortanforde­
rungen der Bevölkerung und Industri~ einerseits und den 
infrastrukturellen Voraussetzungen andererseits, denn die 
wesentlichen Infrastrukturdaten (Wohnungsbau, Investitio­
nen, Arbeitskräftebilanzierung) sind quantifizierbar und 
werden zentral entschieden. 

1.4. Das Wertgesetz ist in raumordnungspolitischer Sicht 
am geringsten präzisiert. Das folgt u. a. aus der Problematik 
einer marxistischen Bestimmung des Wertes der Naturgüter, 
denen ja mangels investierter Arbeit kein Preis zukommt. In 
der Raumordnungspolitik werden jedoch Wert und Preis 
grundsätzlich anerkannt, denn als Natur könne im 
Marx'schen Sinne nur das gelten, was vollständig und lang­
fristig der Reproduktion wieder zur Verfügung steht. Alle 
Kosten der Zurückversetzung in den ( quasi-)ungenutzten 
Zustand müßten daher ausgewiesen und getragen werden 7 . 

Die Umweltbelastungen sind in der DDR recht hoch, die 
Natur ist „ vielerorts bereits deutlich überfordert." Es gilt 
daher als notwendig, ,,territoriale Ressourcen, wie Grund 
und Boden, Brauchwasser ... zu bewerten oder (fiktiv) mit 
Preisen zu versehen", aber auch „eine volkswirtschaftlich 
richtige Bewertung der Flächen, insbesondere des städtischen 
Baulandes" zu erzielen. Die Intentionen, die „ wertmäßige 
Widerspiegelung" der Gebrauchswerte, sind zwar klar, aber 
die Ermittlung und politische Durchsetzung der Preise sind 
sehr schwierig. Am erfolgreichsten scheint der Entzug land­
wirtschaftlicher Nutzflächen durch Gebühren, Preise und 
Steuern verringert worden zu sein. Zur Lagerente fehlen 
dagegen noch alle Überlegungen. 

Diese (hier nur kurz umrissenen) ökonomischen Gesetze 
begünstigen wohl die Interpretation von räumlichen Ent­
wicklungen als historisch notwendig, zeigen aber nicht alter­
native Zielvorstellungen auf. Ferner erlauben sie keine strin­
genten Schlüsse auf die inhaltlichen Ziele. So sagt das Gesetz 
der proportionalen Entwicklung nur, daß sie notwendig ist. 
Das ist trivial, denn es interessiert ja, welche Proportionen 
wann, wo und wie durchzusetzen sind. Meist werden sie 
jedoch nur als „optimal" bezeichnet. 

Die ökonomischen Gesetze dienen auch in der Raumord­
nungspolitik als Leerformeln der Sozialisierung8 , ebenso wie 
die Ableitung raumordnungspolitischer Ziele aus der jeweili­
gen aktuellen Programmatik9 . Sie haben ferner eine Legitima­
tionsfunktion. Da sie „keine Gesetze im wissenschaftlichen 
Sinne ... sind, sondern sich letzten Endes allesamt darauf 
reduzieren lassen, die Dinge ökonomisch immer besser zu 
machen, kann jede konkrete wirtschaftliche Tätigkeit zu 
ihnen in Bezug gesetzt werden" 8 . Jede Raumstruktur ist 

7 Siehe z. B. Streibel, G. : Umweltschutz und Umweltgestaltung 
als volkswirtschaftliche Aufgabe. In: Wirtschaftswissenschaft. (1975) 
S. 1139 ff. - Erwähnenswert, daß dem Umweltschutz in der Direk­
tive des IX. Parteita~es 27 Zeilen, der Gärungs-, Getränke-, Süß­
und Dauerbackwarenmdustrie 34 Zeilen gewidmet sind. 
8 Sontheimer!Bleek: Die DDR - 1972, insbes. S. 206 f. 
9 Erkennbar an der Struktur der raumordnungspolitischen Texte, 
die durch einführenden Rekurs auf die Klassiker, dann auf den letz­
ter Pan;eitag und das sachlich entsprechende Plenum des ZK be­
stimmt 1st. 
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damit als angemessene oder unzureichende Beachtung terri­
torial-ökonomischer Gesetze „erklärbar" und jede raumord­
nerische Praxis legtimierbar. 

Das skizzierte Defizit an Sachrationalität wurde teilweise 
dadurch kompensiert, daß nur landesplanerische Verfahren, 
insb. der Standortgenehmigung, formuliert wurden. Diese 
Verfahrensrationalität ist , aber, da sie , me bewußt erörtert 
wurde, nur hineininterpretierbar. 

2. Ähnlich den Gesetzen gilt auch für die zentralen Be­
griffe der „territorialen Spezialisierung, Komplexität, Kom­
bination und Kooperation" die gegenseitige Bedingung als 
entscheidend, und sie werden daher meist gemeinsam ge­
braucht. So wird die wachsende territoriale Spezialisierung 
bei tendenzieller Erhöhung der Komplexität der Gebiete und 
die wachsende innergebietliche Kombination bei Zunahme 
übergebietlicher Kooperation als Einheit beschrieben (z.B.: 
der „Nutzeffekt aus der Spezialisierung (ist) . . . mit den 
Erfordernissen einer komplexen Entwicklung der Gebiete 
optimal" zu verbinden). Diese Gegensätze sind zwar als dia­
lektische Denkweise begreifbar, man muß sie jedoch regio­
nal-konkret sehen: Ist etwa die heutige Branchenstruktur, 
gemessen an Beschäftigten, im Ballungsgebiet des oberen 
Elbetales genügend evtl, sogar optimal spezialisiert und zu­
gleich komplex, oder warum ist sie das hier und heute nicht? 
In der raumordnungspolitischen Literatur fehlen entspre­
chende Kriterien, die Aussagen sind meist sehr allgemein 10. 

Die räumliche Ordnung der kapitalistischen Welt gilt als 
spontan und vom Profitinteresse geleitet. Doch auch in der 
DDR veränderten „die bereits stark verdichteten Südbe­
zirke . . . das Spektrum ihrer bedeutenden Spezialproduk­
tionen nur in einem relativ geringen Ausmaß. Spontan ent­
standene regionale Spezialisierungen blieben also erhalten. 

Die „tendenzielle Widersprüchklichkeit der territorialen 
Spezialisierung und der zunehmenden Komplexität" 11 wird 
in der DDR nur selten näher erörtert. Derart dialektisch 
formulierte Ziele schließen aber keine raumordnungspoliti­
schen Handlu.ngen aus und unterstreichen die bekannten 
Bedenken gegenüber dialektischer Argumentation. 

Mit „Komplexität" und „Kombination" wird technologi­
scher und wirtschaftlicher Produktionsverbund im regionalen 
Maßstab bezeichnet. Es handelt sich also nicht um ausgewo­
gene Wirtschaftsräume in konjunktureller oder wachstums­
politischer Sicht12. über die allgemeine Aussage hinaus - je 
enger die Produktionen verbunden sind, desto komplexer -
wurde m. W. bisher kein Maß entwickelt. Der Begriff ist 

10 So wird z. B. die Lokalisierung des Schiffsbaues „im Bezirk 
Rostock der DDR oder in den Nordgebieten der Volksrepublik 
Polen" als Beleg sinnvoller regionaler Spezialisierung genannt, 
obwohl ohnehin keine anderen Standorte geeignet sind. 
11 Kohl, H. : Grundfragen der komplex-territorialen Entwicklung 
in älteren Industriegebieten. In: Petermanns Geogr. Mitt. (1976) 
H. 2, S. 81 ff. 
12 Siehe hierzu näher bei Hönsch, F.: Die Lehre von den Territ. 
Produktionskomplexen . . . In: Beiträge zur territ. Produktions­
struktur. Wiss. Abhandl. der Geogr. Gesell. d. DDR B. 13 (1976) S. 
39 ff. 

weitgehend mit der Absicht der Transportaufwandsreduzie­
rung identisch . 

Als Kennzeichen der Kombination galten lange Zeit inner­
gebietliche, d . h. nahräumliche Produktionsverflechtungen . 
Nachdem auch in der DDR empirische Analysen mehrfach 
ihren geringen Umfang erwiesen haben, wird der Begriff 
heute mehr auf die qualitativen Aspekte (Fühlungsvorteile) 
bezogen. 

Die eingangs genannten vier Begriffe definieren ihrerseits 
den des W i r t s c h a f t s geb i et es : es ist ·-,,durch 
seine innere Gliederung und seine quantitative Proportionali-­
tät" als „relativ abgrenzbares Gebiet" charakterisiert. Spe­
zielle Varianten des Begriffes (Rayon, territ. Prod.uktions­
komplex etc.) bleiben hier außer Betracht, urid es ist nur 
hervorzuheben, daß Wirtschaftsgebiete als objektiv vorge­
gebene Strukturen für die Raumplanung gelten. 

3. Eine zentrale Stellung nimmt unter den raumordnungs­
politischen Begriffen nach wie vor die „ wissenschaftlich0 

technische Revolution" ,,als Hauptfaktor der Intensivierung 
und der Standortverteilung der Produktivkräfte" 13 ein. Sie 
hat für das Wachstum der Agglomerationen die gleiche 
Bedeutung wie der Begriff der „tertiären Bereiche" in West­
europa. Sie wirkt sich, so die geläufige Auffassung seit den 
sechziger Jahren, als gesetzmäßige Zunahme kommunika­
tionsintensiver und geistiger Prozesse im Rahmen der Pro­
duktion und deren Konzentration in den -Ballungsgebieten 
aus. Raumplanerisch interessiert daher die Zuordnung von 
Wissenschaft und Produktion meh~ als der kommerziell-ter­
tiäre Sektor. 

4. Der Infrastrukturbegriff hat eine ähnliche, jedoch in­
haltlich oft weiter gefaßte Bedeutung wie in der Bundesrepu­
blik. Nach allgemeiner Vorstellung soll „eine gleichmäßige 
Ausstattung des gesamten Landes mit der Konzentration der 
Infrastruktur auf die industriellen Ballungsgebiete ... ver­
bunden werden." Damit ist die gleichmäßige Verteilung im 
Maßstab der Bezirke bei gleichzeitiger Konzentration auf die 
größeren Städte gemeint. Die Grundfonds (sinngemäß: die 
Anlagemittel) der Infrastruktur sind bereits zu SO % in den 
Ballungsgebieten, zu 20 % in den sieben größten Städten der 
DDR verdichtet. Auch in diesem Bereich wird vorrangig die 
„Intensivierung" (s, u.) verfolgt, weil z. B. die Hälfte aller 
städtischen Leitungsnetze älter als SO Jahre und somit über­
altert ist. 

Die Minimierung infrastruktureller Kosten (als „gebiets­
wirtschaftlicher Aufwand" bezeichnet) entspricht oft der 
bereits erwähnten territorialen · Effektivität. Dabei wird eine 
regionale Zielfunktion mit Aufwands-Minimierung anstelle 
der Maximierung des Nettoprodukt-Zuwachses aller Zweige 
einer Region für sinnvoller erachtet, und zwar aufgrund der 
Restriktionen durcb die historisch bedingte Standortvertei­
lung, der zentralen Vorgaben der Investitionsplanung und 
sicherlich auch aus Gründen der Berechenbarkeit. 

13 Ostwald, W.: Intensivierung und Standonverteilung der Pro­
duktivkräfte. In: Wirtschaftswissenschaft. (1977) H. 3, S. 413 ff. 
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5. Seit Mitte der siebziger Jahre steht das „rationelle Sied­
lungssystem" im Vordergrund raumplanerischer Erörterun­
gen, wobei durch ein gestuftes System von Zentren mit 
zugeordnetem Umland gleichmäßige Lebensbedingungen 
geschaffen werden sollen 14 . Es ist beabsichtigt, ,,den Kon­
zentrations- und Zentralisierungsprozeß . . . in den Sied­
lungszentren planmäßig weiterzuführen", wobei ( dialektisch 
formuliert) ,,bestimmte Proportionen zwischen dem Wachs­
tum der Städte und dem Rückgang der Bevölkerung in den 
ländlichen Siedlungen eingehalten" werden . sollen . Die Lö­
sungsstrategie entspricht den bekannten (über die polnische 
Raumordnungspolitik aus Westeuropa importierten) Kon­
zepten der zentralen Orte. In letzter Zeit scheint ferner „die 
Tendenz zur Ausprägung von Knoten-Band-Strukturen ... 
offensichtlich" 15 . Es solle daher „überprüft werden, inwie­
weit sich (das Modell der Entwicklungsachsen - F. W.) 
auch als Zielvorstellung für die Entwicklung einzelner Bal­
lungsgebiete . . . eignet". Dadurch „ließen sich der Grad 
und die Qualität der Urbanisierung weiter steigern, ohne 
unbedingt mit weiterem Wachstum oder gar einer Hypertro­
phie der Städte verbunden sein zu müssen". Man folgt damit 
den allgemeinen Denkmustern der europäischen Raumpla­
nung. 

Die Siedlungszentren der DDR wurden mit verschiedenen 
Methoden annähernd glei~h klassifiziert16. Das Umland wird 
nach den bekannten Verfahren bestimmt, wobei Einkaufsbe­
ziehungen aber nur von untergeordneter Bedeutung sind. Im 
Zentrum der Siedlungspolitik stehen die sogen. ,,Städte der 
Makr~struktur" 17 , die sinngemäß als Mittel- und Oberzen­
tren zu bezeichnen sind und als Investitionsschwerpunkte 
,, wesentliche Ausgangspunkte ... zum Abbau noch beste­
hender territorialer Unterschiede im Lebensniveau der Be­
völkerung und zur Durchsetzung -der sozialistischen Le­
bensweise" bilden. Hier scheint die „Einordnung von Groß­
betrieben und Wissenschaftseinrichtungen . . . am effektiv­
sten". 

Ihre Mindestgröße soll 30 000 Ew. (im Norden 20 000) 
betragen. Das' entspricht etwa den Mittelzentren der 
Bundesrepublik (40 000 mit Umland) und schließt die ohne­
hin am stärksten und kontinuierlich gewachsenen Mittel­
städte ein. Ursprünglich waren nur etwa 40 Orte für eine 
vorrangige Förderung und Aufnahme in die staatszentrale 

14 Das entsprechende Programm, die „Grundsätze der staatlichen 
Siedlungspolitik", werden zwar öfters zitiert, sind aber m. W. nicht 
veröffentlicht. Sie enthalten evtl. auch konkrete Zentrenfestlegungen. 
15 Mohs!Schmidt!Scholz: Territoriale Konzentration und Urbani­
sierung. In: Petermanns Geogr. Mitt. (1976) H . 2, S. 90 ff. - Hier 
ist noch ~u erwähnen, daß staatsübergreifende Entwicklungsachsen 
im RGW-Bereich bisher nur von einigen Autoren erwogen wurden; 
z. B. Höhnisch, R. : Zur Planung der territorialen Produktionsstruk­
tur. In: Beiträge zur Terr. Produktionsstruktur. - 1976. = Wiss. 
Abhandl. d. Geogr. Ges. d. DDR, 13. S. 28. 
16 Einen Vergleich der empirisch-konventionellen und der fakto­
renanalytische Methode unternahmen Grimm/Hönsch!Krönert in: 
Petermanns Geogr. Mitt. (1976) H. 2, S. 116 ff. 
17 Rumpf u. a.: Probleme und Möglichkeiten der Bestimmung 
territorialer Wirkungen von Städten der Makrostruktur in der DDR. 
In: Petermanns Geogr. Mitt. (1976) H . 2, S. 101 ff. - Ferner 
Lüdemann, H .: Problemt' der Entwicklung der Territorialstruktur, 
insbesondere der Siedlungsstruktur, in der DDR. - 1977. (Vortrags­
Ms.) 

Planung vorgesehen. Heute sind es 140, denn während die 
Bezirksstädte nur 35-45 % der Bevölkerung in einer als 
zumutbar geltenden Entfernung von 40-60 min Reisezeit 
im OPN liegen, sind die knapp 200 Kreisstädte für 95 % 
erreichbar. Daher lag eine mindestens zweistufige Zentrenbe­
stimmung nahe. 

Die Intentionen der vorliegenden Klassifikationen sind 
allerdings verschieden. Von der Staat!. Plankommission 18 

wurden die Infrastruktur und die wirtschaftlichen Wachs­
tumsmöglichkeiten beachtet. Wie bei den Entwicklungszen­
tren der Bundesrepublik liegt „theoretisch ein Wachstums­
polkonzept, nicht aber ein Versorgungskonzept" 19 zu­
grunde. Bei Grimm u. a. 20 stehen dagegen die zentralörtliche 
Güterversorgung und die Erreichbarkeit der Zentren im 
Vordergrund. Die Auffassungen differieren daher vor allem 
in der Anzahl der ausgewiesenen Zentren, wobei die zentral­
örtliche Version einen größeren Umfang nahelegt. Die Di­
vergenzen sind den beiden „konträren Grundauffassungen 
... einer begrenzten und . . . einer großen Zahl von Ent­
wicklungszentren" 19 in der Bundesrepublik vergleichbar. Die 
Erweiterung auf 140 Zentren entsprach jedoch nicht (wie in 
der Bundesrepublik) einer „Inflation" mangels Entschei­
dungskriterien und -willens, sondern folgte aus dem Wechsel 
vom wachstums- zum versorgungspolitischen Konzept. Der 
Begriff „Städte der Makrostruktur" scheint auch eine ähn­
liche Ambivalenz wie derjenige der Entwicklungszentren in 
der Bundesrepublik zu besitzen, da er gleichermaßen „auf 
einer Verbindung ... der Export-Basis-TheoFie, der Ent­
wicklungspoltheorie und der Zentrale-Orte-Theorie" 21 be­
ruht. Dagegen ist in der DDR die empirische Klassifizierung 
und raumordnungspolitische Einstufung der kleinen Zentren 
noch unsicher. 

Parallel zu den Oberzentren wird von „Zentren der Arbei­
terklasse" gesprochen, dem Pendant zum Führungsanspruch 
der herrschenden Partei. Die Arbeiterklasse „konzentriert 
sich in den Städten ... (wo sie) den höchsten Grad ihrer 
politischen Reife und Organisiertheit erreicht" habe, und als 
,,siedlungsmäßiger Ausdruck der führenden Rolle der Arbei­
terklasse führt demzufolge die Stadt das Land beim Aufbau 
der klassenlosen kommunistischen Gesellschaft" 22 . Dieser 
Raumordnungsbegriff tangiert allerdings zwei grundsätzliche 
Probleme der Gesellschaftstheorie: den Schicht- bzw. Klas­
senbegriff und die Tatsache eines steigenden Anteiles der ter­
tiären Wirtschaftsbereiche mit ihrer Konzentration in den 
Städten23 und damit Frageri emer Industriegesellschafts-

18 Die erste Zusammenfassung legte Kluge vor, dessen Einteilung 
auch der Klassifizierung der Staat!. Plankommission zugrundeliegt. 
In : Petermanns Geogr. Mitt. (1974) H. 4. 
19 Abreß, H .: Die zentrale Bedeutung von Entwicklungszentren. 
In: Informationen zur Raumentwicklung. (1976) H. 7, S. 317 ff. 
20 Grimm!Hönsch: Zur Typisierung der Zentren der DDR .. . In: 
Petermanns Geogr. Mitt. (1974) H . 4, S. 282 ff. 
21 Ganser/Kroner: Zusammenfassung der Diskussion über Ent­
wicklungszentren. In: Informationen zur Raumentwicklung (1976) 
H. 7, S. 349 ff. 
22 Röseler, 8.; K. Scherf: Sozioökonomische und territoriale 
Aspekte der Urbanisierung. In: Petermanns Geogr. Mitt. (1976) 
H. 2, S. 85 ff. 
23 Der tertiäre Bereich vergrößert sich auch in der DDR und 
konzentriert sich in den Städten, es gibt daher „auch weiterhin den 
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theorie (die hier aber nur erwähnt werden können)24 . Raum­
ordnungspolitisch interessiert aber ohnehin nur das regionale 
Arbeitskräftepotential . 

Für alle Siedlungen, die nicht dem Grundgerüst der Zentren 
angehören, gilt in dialektischer Argumentation , daß die rück­
läufige Entwicklung so gesteuert werden müsse, ,,daß nega­
tive Auswirkungen ... vermieden werden". ,,Ein Teil der 
Siedlungen wird in Übereinstimmung mit den Wünschen 
ihrer Bewohner aufgelöst werden"25 . In den ersten, noch 
recht unbestimmten Vorstellungen der Staat!. Plankommis­
sion zur Sanierung (von 1976) heißt es entsprechend, bei der 
Verteilung der Haushaltsmittel sei „das Prinzip zu verfolgen, 
daß die Städte günstigere Werte als der Bezirksdurchschnitt 
erreichen, um die Altbauten ersatzlos auszusondern. Jede 
Verbesserung an einem Ort bedeutet aber logischerweise eine 
relative Verschlechterung für die anderen Siedlungen. Es ist 
kaum zu beurteilen, wie die konkreten Probleme gelöst 
werden. 

Nach den bisher detailliertesten Berechnungen hierzu 
ergab sich im Bez. Dresden (unter Beachtung von Befra­
gungsergebnissen zur Mobilitätsmotivation und aufgrund der 
Berechnung kostengünstigster Siedlungskomplexe im Hirn­
blick auf eine gesicherte Grundversorgung), daß von den 
Siedlungen unter 1000 Ew. 

- für 251 mit 47 000 Einwohnern eine rückläufige, 
- für 73 mit 25 000 Einwohnern eine stabile Entwicklung 

und 
- für 214 mit 53 000 Einwohnern eine stabile Produk­

tions-, aber rückläufige Wohnent­
wicklung effektiv erschiene. 

Somit hätten ca. 40 % der Siedlungen mit 3 % der Be­
zirksbevölkerung keine Entwicklungschance. In den Nord­
bezirken ist nach v. Käne/26 „in Siedlungen von 200-300 
Ew. an . . . die Mindestversorgung gewährleistet" . Das 
bedeutet aber, daß sie für 20-25 ,% der Bevölkerung27 , m 
der DDR insgesamt für ca. 8 % nicht gewährleistet ist. 

6. Der gegenwärtigen Wirtschaftspolitik der „Intensivie­
rung" entspricht raumordnungspolitisch die „ territoriale 

Trend zahlreicher Einrichtungen außerhalb der materiellen Produk­
~ion in das g_roßstäd~sche Milieu hinein" (Anm. 20). Diese Tendenz 
1st aber zu d1fferenz1eren: Während sich z. B. die Zahl der Verkaufs­
stel\~n immer . noch v~rringert, stieg der Anteil der Beschäftigten in 
tert1are1_1 Bereichen mit ~a. 1,5---3 % (1960--73) stärker als in der 
Industrie (0,2 %) an. Siehe: DIW-Wochenberichte (1976) H 38 
S. 354 ff. • ' 
24 Sie berühren den Herrschaftsanspruch der Arbeiterklasse bzw. 
ih~er Führung. Aus der gegenwärtigen Diskussion sei verwiesen auf: 
Wirtschaftswissenschaften. (1976) S. 1415 f. - Röseler/Scherf (s. 
Anm. 22) stellen z. B. auf „industrieähnliche Arbeitsprozesse" und 
die „Produktion von Wissen" ab. Mohs u. a. (s. Anm. 15) erachten 
die Expansion der tertiären Bereiche für „offenbar zwangsläufig", 
und das sei „auch zu begründen", trotzdem bleibe die Industrie 
,,der entscheidende stadtbildende Faktor." 
25 _Kluge,!(.: Entwicklung der Bevölkerungsverteilung und -Struk­
tur 1m Bezirk Neubrandenburg ... In : Fragen der Bevölkerungs­
geographie. (1975) S. 75 ff. 
26 Känel, A. v. und E. WPber in: 
P,tcrm. Geogr. Mitt. '( 1976) H. 2, S. 120 ff .. 
27 S,hatrnni; ,u,·h Daten bei Stams, W. u. M.: Bevölkerungsvertei­
lung ... In: Geographische Berichte. (1976) H. 1 (H . 78). 

Rationalisierung" . Sie umfaßt solche Aufgaben der Intensi­
vierung, die die Leitungskompetenzen eines einzelnen Be­
triebes übersteigen, wie z. B. die Sanierung von Mischgebie­
ten oder die Anlage von Industriekomplexen (-parks). In der 
Praxis geht es vor allem um die rationelle Gestaltung der ört­
lichen Arbeitsmärkte28 . Die territoriale Rationalisierung ist 
zwar seit 1975/76 selbständiger Teil der Kreis-Volkswirt­
schaftspläne, beschränkt sich aber wahrscheinlich meist auf 
die Koordination der Reparaturdienste, da entsprechende 
Beispiele angeführt werden. Dagegen fehlt eine K,tnnziffer 
für die Effekte territorialer gegenüber etwa technologischen 
Rationalisierungen, die außerdem datentechnisch sehr schwer 
zu ermitteln wäre. 

Ihre große Bedeutung wird vor allem beim An'blick der 
alten Industriegebiete in der DDR verständlich, wo die in­
nerbetrieblichen Infrastrukturen (Bauten, Versorgungsnetze, 
Anschlüsse etc .) stark vernachlässigt wurden. So sehr die 
territoriale Rationalisierung auch propagiert wird, es fehlen 
gesetzliche Regelungen, die Betriebe und ihre Fonds zusam­
menzuführen und verbindlicher gemeinsamer Leitung zu 
unterstellen. 

7. Abschließend ist hervorzuheben, daß sich der in der 
Bundesrepublik geläufige Begriff der räumlichen Disparitäten 
vor allem indirekt in den Aussagen über die regionalen Un­
terschiede im Lebensniveau29 findet. Dabei sind drei Aspekte 
zu erwähnen: 

1. Die prinzipielle Existenz von regionalen Disparitäten, 

2. die Ungleichgewichte als Folge der gegenwärtigen Politik 
und 

3. als Nachwirkung historischer Di~ferenzierungen. 

Die erste Feststellung wird oft exegetisch begründet: nach 
Engels werde „immer eine gewissen Ungleichheit der Le­
bensbedingungen bestehen, die man auf ein Minimum redu­
zieren, aber nie ganz beseitigen können wird". Folglich 
könne es sich „nicht um eine völlige Angleichung der Ar­
beits- und Lebensbedingungen aller Gebiete handeln". Ande­
rerseits sei die langfristige Standortpolitik „auf eine tenden­
zielle Angleichung der territorialen Differenzierung der 
Bedarfsstruktur gerichtet" und der „territoriale Niveauaus­
gleich ... ein Wesenszug der territorialen Entwicklung im 
Sozialismus" (Kehrer) . Ähnliche Formulierungen dialekti­
scher Art finden sich sehr oft (insbes. zur Infrastruktur), 
doch wurden m. W. nur sehr selten Kriterien für die Zumut­
barkeit regionaler Differenzierungen und nirgends für dieje­
nigen der sozialistischen Produktionsverhältnisse genannt. 

28 So wurden z. B. 1974 im Bez. Magdeburg durch derartige 
Maßnahmen 3 000 Arbeitskräfte für eine bessere Auslastung der 
Grundfonds, d. h. für Schichtarbeit gewonnen. Oder in Mühlhausen 
wurden die 6 Produktionsstätten von 4 kleinen Textilbetrieben zu 
einem VEB mit 2 Betriebsorten zusammengefaßt und dabei 120 AK 
freigesetzt. Nach Ostwald: Planmäßige proportionale Gestaltung der 
Territorialstruktur der DDR. In: ·Wirtschaftswissenschaften (1976) 
H. 5, S. 656 ff. u. Kuciak ebenda H. 9, S. 1317 ff.; auch Müller in: 
Die Wirtschaft. {1976) H. 7, S. 6. 
29 Hierzu näher Kehrer, G: Territorialer Niveauausgleich in der 
DDR . .. In: Zeitschrift für den Erdkundeunterricht. (1976) H . 12, 
s. 449 ff. 



Obersicht A: Raumordnungspolitische Ziele in ·der Direktive des IX. Parteitages der SED 1976, Abschnitt „Standortverteilung der Produktivkräfte" 

Raumordnungs­
politische 

Weitere Gestaltung der entwickel ten sozialistischen Gesellschaft 

Ein stabiles Wachstumstempo der Produktion durch Ein stabiles Wachstumstempo der Produktion durch 
Die Terntonalstruktur 1st entsprechend zu vervollkommnen >-- -

rationelle Standortverteilung der Produktivkräfte unterstützen Ob DieT k hend llk en 

Territoriale Ressourcen in allen Gebieten mit hoher Effektivität für die Steigerung der Produktion und die 
Verbesserungen der Lebensbedingungen nutzen 

' ' Standortverteilung des Wohnungsbaues und der sozialen Infrastruktur 
so wählen, daß das Lebensniveau erhöht wird 

>---
Wachsendes Arbeitsvermö~n in erster Linie zur 
höheren Aulasrung der vor andenen Grundfonds nutzen. 

• 

Lebenslage in In ausgewählten Entwicklung der Wohnungsbau In allen Kreisen, Sicherung der Zuwachs des Weitere Entwick lung der 
allen Dörfern Kleinstädten u. Städte muß und soziale insbes. Städten Übereinstimmung gesell. Arbeits- verarbeitenden Industrie 
und Städten Dörfern insbes . 

f
leichzeitig zu Infras truktur Reserven durch der Entwicklung vermöfens auf insbes . an traditionellen 

durch im Zusammen- öheren Versor- in erster Linie terri t. Rationali- der Arbeitsplätze die hö ere Aus- Industriestandorten, um 
Modernisierung hang mit Ausbau f;un~~leistu~fien auf Städte als sierung erschlie- mit der Zahl der lastun}i der Produktionserfahrungen 
und Erhaltung industriemäßi- ur ie Bevo ke- Zentren der ßen und mit Maß- Arbeitskräfte Grun fonds und Grundfonds zu nutzen 
der ger landwin- rung in den um- Arbeiterklasse nahmen zur Ver-

' 
lenken. 

Bausubstanz schaftl . Produk- liegenden Orten konzentrieren besserung der 1 
verbessern tionsmethoden führen Lebens- und Ar- Zweigliche Ratio- 1 

schrittweise In- beitsbedingungen nalis_ierung vor- 1 

frastruktur re- verbinden rangig in mdu- 1 
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konstruieren striellen Ballungs- 1 

t bieten durch- 1 
hren 1 

1 

' r--------------------------------
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Erweite1 
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Ausbau der 
traditionellen 
Erholungsgebiete 
durch Rekon­
struktion, Erwei­
terung und Neubau 
fortsetzen. 
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.--'-------•-----, :···························································································· 
H ohes Produktions­
wachstum ausgewählter 
Betriebe erfordert 
besondere territ. Maß­
nahmen für Arbeits­
kräftezuwachs 

' Stammbelegschaften 
festigen und Arbeits­
kräfte ansiedeln 

' Bereitstellung von 
Wohnungen an Industrie­
stando rten 

Für die Erweiterung der Energie- u. Rohstoff­
basis u. höhere Auslastung der Grundfonds 
wichtiger Industriebetriebe in Berlin und den 
industriellen Ballungsgebieten 

' Schulabgänger für Berufsausbildung und Fach-
arbeiter aus anderen Bezirken gewinnen 

. 
Die wichtigsten 
Erholungsgebiete 

• im Rahmen der 
i••► weit~ren Standort­

verteilung der 
Produktivkräfte 
fördern und vor 
Beeinträchtigung 
schützen . 

Industrielle Ent­
wicklung der nörd­
lichen Bezi rke an 
jetzigen Industrie­
standorten konti­
nuierlich fortsetzen 

Die weitere Ge­
staltung Berlins 
erfolgt mit Unter­
stützung aller 
Betriebe . 

Die Wirksamkeit 
der wissenschaftl. 
Institutionen bei 
der Entwicklung 
der Bezirke ist zu 
verstärken. 
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Meist wird nur der Begriff „industriell weniger entwickelte 
Gebiete" verwendet, der durch einen „relativ geringen An­
teil ... an der Erzeugung des Nationaleinkommens" defi­
niert ist. Von wenigen Ausnahmen abgesehen30, fehlen aber 
Analysen mit entsprechenden Karten oder regionalen Stati­
stiken und Programme. 

Die historischen Disparitäten werden als teilweise bewäl­
tigt angesehen. So sagte Staatssekretär Grünheid auf einer 
Konferenz von Raumplanern: ,,Wir zählen es zu den heraus­
ragenden Ergebnissen der Regionalpolitik unserer Partei und 
Regierung ... , daß diese territorialen Gegensätze (zwischen 
Nord und Süd - F. W.) planmäßig abgebaut wurden." 

Der entscheidende Punkt derartiger Argumentationen (die 
vorrangig auf Industriebeschäftigtenzahlen abgestellt sind) 
ist, daß offen bleibt, inwieweit es sich um überdurchschnitt­
liche Leistungen im Vergleich zur europäisch-industriegesell­
schaftlichen Entwicklung handelt. 

Es gibt allerdings Überlegungen, das bisher an der Indu­
strialisierung orientierte Urteil über die regionalen Unter­
schiede und die entsprechenden Ziele, z. B. der gleichmäßi­
gen Verteilung der industriellen Produktion über das ganze 
Land, neu zu formulieren. Denn trotz wesentlich höheren 
industriellen Produktionszuwachses in zurückgebliebenen 
Gebieten veränderte sich der höhere Anteil der Ballungsge­
biete an der Schaffung des Nationaleinkommens nur wenig. 
Daher erfordere ein angeglichenes Lebensniveau nicht unbe­
dingt die Industrialisierung landwirtschaftlicher Gebiete, 
sondern soll vor allem durch die industriell produzierende 
Landwirtschaft erfolgen. 

Es verbleibt die Frage nach Disparitäten als Ergebnis heu­
tiger Politik. Das Selbstverständnis des Staates schließt das 
aus, doch kann hier z. B. der steigende Gegensatz von 
Neubau- und Sanierungsgebieten erwähnt werden, ferner 
regionale Einkommensunterschiede, das konstante Verhältnis 
der regionalen Verteilung des Nationaleinkommens oder die 
unterschiedliche Verteilung des Wohnungsneubaues usw. 

II. Die raumordnungspolitischen Zielsysteme 

1. Ein spezielles Raumordnungsgesetz existiert in der DDR 
nicht 

Von der SED wurde in der Direktive des VIII. Parteitages 
1971 erstmals die Standortverteilung der Produktivkräfte 
durch bezirksweise Ordnung der Wirtschaftszweigaufgaben 
dargestellt. Die gegenwamgen raumordnungspolitischen 
Ziele enthält übersieht A anhand der Erklärungen des letz­
ten, des IX. Parteitages31. Ihm kam keine besondere regio-

30 Ebenda (1976) H. 2/3, über den sogen. Eichsfeldplan von 1959. 
31 Direktive des IX. Parteitages der SED zum Fünfjahresplan für 
die Entwicklung der Volkswirtschaft in den Jahren 1976-1980. -
Berlin (0) 1976. Insbes. Abschnitt XI: Standortverteilung der Pro­
duktivkräfte und die Entwicklung in den Bezirken, S. 114--165. Er 
beruht auf der 1976 von der Staat!. Plankommission beschlossenen 
„Konzeption zur Standortverteilung der Produktivkräfte der DDR 
bis 1990." Ergänzend sei verwiesen auf: Kohl, H .: Okonomisch­
geogr. Aspekte der Beschlüsse des IX. Parteitages der SED. In: 

nalpolitische Bedeutung zu. Die Aussagen enthalten - im 
Gegensatz zur großen Zahl ökonomischer Kennziffern -
nur sehr wenige Zielerreichungsgrade für die Raumord­
nungspolitik. Die Aufgaben der Wirtschaftszweige wurden 
wiederum bezirksweise geordnet, wodurch der raumord·­
nungspolitische Abschnitt als Katalog mit zwei Hauptzielen 
zu charakterisieren ist: Hohe Auslastung der Grundfonds in 
den Ballungsgebieten und Konzentration der Investitionen 
von Infrastruktur und Wohnungsbau. Die Konzentrations­
strategie ist auf zwei Muster räumlicher Ordnung u:duzier­
bar: Förderung der Ballungsgebiete und der Siedlungszentren 
(zentrale Orte mit Umland). Der Stellenwert der raumord­
nungspolitischen Absichten ist innerhalb der gesamten 
Zielhierarchie relativ niedrig. Selbst im räumlich und zeitlich 
detaillierten Wohnungsbauprogramm fehlen regionale Ver­
hältnisangaben. 

2. Das gegenwärtige fachspezifische Zielsystem der Raum-­
ordnungspolitik 

Die Parteitagsaussagen werden zwar von Experten vorbe­
reitet, sind aber verständlicherweise sehr allgemein gehalten. 
Daher bildet ein Zielsystem i. S. des Konsenses der Fachwelt 
eine wichtige Ergänzung - und ist realiter vielleicht wichti­
ger als manche Parteierörterung. 

Ein Beispiel hierfür gibt die übersieht B, die auf Ostwald 
(1976) basiert 32. Die Oberziele entsprechen natürlich denen 
des IX. Parteitages, wobei die Angaben für Investitionen und 
Zuwachs Kriterien wirtschaftspolitischer Globalziele darstel­
len, die für raumplanerische Absichten fehlen. Dem Text 
sind drei obere Zielebenen recht gut zu entnehmen, aber eine 
hierarchische Ordnung der unteren Ziele und ihre gegensei­
tige Zuordnung sind kaum möglich. Unterziele wie „die 
Produktions- und Grundfonds besser ausnutzen, Ressourcen 
einsparen" können ebenso als Oberziele und „die effektive 
Nutzung der bestehenden Territorialstruktur" als zugeordne­
tes Mittel gelten. Niedrige Ziele, wie die intensive Nutzung 
der Infrastrukturen, sind an anderer Stelle im oberen Bereich 
des Teilsystems angesetzt. 

Einige der raumordnungspolitischen Ziele sind aus bundes­
republikanischer Sicht ungewohnt. So soll die Reduzierung 
der Arbeitsplätze die Nachfrage an das regionale Arbeitskräf­
teangebot, vor allem in den Südbezirken, angleichen33 . Zu-

Zeitschr. für den Erdkundeunterricht. (1976) H. 10, S. 369-77; 
Schlesier, K. H. : Zu aktuellen Aufgaben des Städtebaues nach dem 
IX. Parteitag. In: Architektur der DDR. (1977) H. 2, S. 68 ff. 
32 Ostwald, W.: Planmäßig proportionale Gestaltung der Territo­
rialstruktur der DDR. In: Wirtschaftswissenschaft. (1976) H . 5, S. 
656-73. Ferner zur Ergänzung: Scherf!Rommeiß: ·Okonomische und 
soziale Probleme der weiteren Ausprägung der sozialistischen Le­
bensweise. In: Wirtschaftswissenschaft. (1977) H. 6, S. 801 ff, ins­
bes. S.823 ff. Ostwald ist seit zwei Jahrzehnten in der Planungspra­
xis tätig und Leiter der Forschungsleitstelle für Territorialplanung 
der Staat!. Plankommission, dem fachlichen Beratungsorgan der 
Regierung. 
33 Siehe hierzu: DIW-Wochenbericht. (1976) H. 23. (Voraussi~ht­
liche Bevölkerungs- und Beschäftigtenentwicklung in der DDR bis 
1990.) 



Obersicht B: Raumordnungspolitisches Zielsystem (in Anlehnung an Ostwald, 1976) 

ctft .spul1tisches 01Jerz1el . wellerl11n die sozial 1st1sche Gesellschaft zu gest alten :· Gesellsch 
" Hauptau gabe" 1976 - ,1980 , •... das materielle und kulturelle Lebensniveau auf der Grundlage ei nes hohen Entwicklungstempos der sozia listischen Produktion, 

der Erhöhung der Effektivität, des wissenschaftlich-technischen Fortschritts und des Wachstums der Arbeitsnroduktivität weiter zu er höhen.11 

Wirtschai tspolitische Hauptziele Eine leistungsfähii.e materiell-technische Basis schallen I Die Intensivierung der gesellschaitlichen Pr oduktion als .Hauptweg wählen 
Investitionen : 240 Mrd. M . Produziertes Nationaleink<ommen bis 1980 auf 130 % 

Raumord .ungspolitische Ziele V~ r vollkommnumr der T erritorial struktur al s Ha~otorientierum:r der standortl'Y'llitik I Rationelle standortverteilune:: der Produktivkräfte 

IDie Effektiv ität der zunehmenden Konzen- _ J jDie volkswirtschaftliche Effektivität der A r beit steilung zwischen den Terri-] jDie effekt i ve Nutzung der Infrastruktur erhöhen. 
tration .der Bevölkerun~ und Produktion nutzen torien und der Komolexität der inner2ebietlichen Produktionsstruktur nutzen 

Es ist effektiv, die bestehende 
T erritorial struktur zu nutzen. 

Die Grundproportionen der T erri - J Die Si edlungsstruktur planmäßig 
torialstruktur weiter vervollkommnen ro rtional entwickel n 

Die Ballungs-und Den Agglomerationen Rationelle Stand- Effektive Prozeß der Konzen- Siedlungsstruktur 
Verdichtungsgebiete wieder die Fähigkeit ortverteilung der Gestaltung tration und Zentrali- an gesellschait -
und Großstädte zu höchster volkswirt- Produktivkräfte und Nutzung sierung der Bevölke- liehe Erforder-
müssen Schwerpunk- schaftlicher Leistung im staatsterrito- inner gebiet- rung und materiellen nisse anpassen . 
te der industriellen und Flexibilität rium . licher Produk- F onds in den Sied-
Entwicklung sein . verleihen. tionsbedingungen lungszentren we iter-

führen. 
Vorrangig durch intensiv erweiterte Hauptweg intensiver Nutzung 
Reproduktion und territoriale Ratio - der gebietl i.chen Potenzen ist 
nalisierung. die territoriale Rationalisierung. 

Die Produktion territorial 
rationell organisieren. 

Volkswirtschaitlich effektive 
Arbeitsteilung zwischen den 
Territorien, 
Komplexität der innergebiet-
!~chen Produktionsstruktur, 
Okonomische Nutzung der in-
nergebietlichen Produktions-
bedingungen. 

Die Wohnbedingungen 
ve rbessern. 

Soziale Wohnungsneubau 
InfTastruktu r überdurch-
planmäßig schnittlich in 
verteilen . Ballungsgebieten 

l okalisieren 

Effektivität der Produktion 
erhöhen, 

Vor allem das Verhältnis 
agglomerierter Gebiete 

Effektive und r ationelle 
Gestaltung und Sicherung 
der Arbe its -und Lebens­
bedingungen. 
Zweckmäßigster Einsatz 
des gesellschaitlichen Ar­
beitsvermögens . 

Städtische Produktions- und Infrastrukturfonds intensiv nutzen Siedl~ngsstruktur Wohnbedin­
gungen 
verbessern . Arbeits-und Lebensbedin­

gungen verbessern, 
Produktionsfonds besser 
nutzen, 

in den m ittleren und süd­
lichen Bezirken geienüber 
den Nordbezirken ver­
vollkommnen. • 

Arbeits- und Lebensbedingungen zwischen Stadt und Land bzw . so gestalten, daß in 
allen Siedlungen annähern , angemessener E ntfer-

Soziale und ökonom ische Effektivität des Konzentrationsprozesses nung kompl exes Ange-
in der Siedlungsstruktur laufend nachweisbar er höhen bot an Leistungen so-

Funktionste ilige Verflechtungen zwischen den Städten im Gesamt- zialer Infrastruktur 
Ressourcen einsparen, 
Ersatz l ebendiger durch ver­
gegenst ändlicht e Arbeit. 

Extensive Erweiteru.ng nicht gänzlich auszuschließen , 
Reduzierung des Arbeitskräftedefizites , 
Zwischenzweigliche territoriale Konzent r ation und 
Organisierung von Produktionshilfs-und nebenprozessen, 
Erhöhung der im produktiven Bereioh T ätigen, 
Beibehaltung einer vielfältigen Wirtschaftsstruktur , 
Flexibilität erhalten bzw. wiede rherstellen, 
Innergebietliche Verflechtungen erwe itern, 
Wissenschaft und Produktion proix>rtional entwickeln, 
E r gänzungs- und Zuliefererproduktionen vorwiegend an 
der Ballungsperipherie zur Entlastung lokalisieren, 
Produktipnsverflechtungen von den RGW-Komplexitäts­
erfordernissen her entwickeln, 
In den Ballungen i n der Regel nicht auf e.in forciertes 
städtewachstum orientieren, 
L eistungsfähigkeit der technischen und sozialen Infra-
struktur erhöhen. • 

Extensive Erweiterungen in Ballungs­
gebieten müssen territorial gesichert sein . 
Freisetzung von A rbeitskräften . 
Insbesondere der Industrieproduktion. 
Spezialisierungsgrad erhöhen. 
Ressourcen und Wachstumsix>tenzen nutzen '. 
Gebietliche Proix>rtionen zwischen Spezial­
und Zulieferproduktionen optimieren. 
Durch intensive Nutzung, Rekonstruktion 
und teilweise Erweiterung. 

Rationelle Versorgung der 
Betriebe mit territorialen 
Res.sourcen und Leistungen 
der techn. Infrastruktur . 
Her stellung effektiver Ko­
ope r ationsbezi ehungen der 
Produktion. E ins atz der 
Naturressourcen mit 
höchstem Effekt . 

rahmen der Siedlungsstruktur nutzen und ausbauen angepoten wird. 
Bestimmte Proportionen zwischen städtewachstum und Schrumpfung 

der Siedlungen einhalten 
Zunehmend größerer Teil der Bevölkerung soll die Leistungen der 

Städte in Anspruch nehmen können 
Territoriale Ressourcen effektiv und vielseitig nutzen 
Infrastruktur· effektiv nutzen, technische Infrastruktur ve r besser n 
Bodenschätze und Rohstoffe effektiv nutzen 
Gesellschaftliches Arbeitsvermögen voll nutzen 

Unterschiede der Ressourcen­
nutzung verringern, . 
Ungerechtfertigte Unterschiede 
in den Arbeits-und Lebensbedin­
gungen mildern, 
Zentren der Arbeiterklasse 
im Norden stärken. 

Industrialisierungsgr ad 
im Norden erhöhen, 
Effektivitätsfaktoren be­
wußt einsetzen, 
K~ine territoriale Nivellierung. 

N~tzung der Agglomerationsvorteile , 
Nutzung und Ausbau der Spezialfunktionen 
der Gebiete, territoriale Konzentration 
von Arbeitskr äften an leistungsfähigen 
Produktionsstandorten mit Hilfe des 
Wohungsbaues, Industrialis ierung der 
L andwirtschaft , Nutzung der Küsten-
l age usw. 

Konzentration der Bevölkerung bis 1990 besonders 
in den Städten der Makrostruktur, 
T erritorialplanerische Entwicklung von 140 Städten 
als Siedlungszentren, 
Den soz ialistischen L ebensbedingungen entsprechende 
Infrastruktur in den l angfristig weiterbestehenden 
Siedlungen sichern, 
Gemeindeverbä nde bilden, 

Konzentration auf die Zentren der Gemeindever­
bände (auch Kleinstädte). 

Unproduktive Wegezeiten ve rringern, 
Integrierte Siedlungsgebiete herausbilden, 
Effektive Größe nordnungen der Städte mittels Kosten­
schwellen bestimmen, 
Ausreichende Vielfalt des Arbeitsplatzangebotes gewähr­
leisten, 
Bedeutung der Zentren sozialer Infrastruktur im Norden 
durch Erweiterung usw. systematisch stärken. 

Aperiodische 
Bedarfsdeckung 
auf gr oße Zent-
r en k_onzentrieren. 

Als l ~ngfristiges 
Ziel sollte gelten, 
daß immer mehr 
Bürger solche 
Zentren in rd. 1 Std. 
Reisezeit mit öffent­

.lichen verkehrs­
mitteln errei chen. 

Wohnkorr;f~~t Bestehende 
erhöhen, Mo- Unterschiede i n 
dernisie rung Wohnbedingungen 
erhaltenswür- zw. großstädtischen 
dige r Wohn- Ballungskernen und 
substanz. Klein/Mittelstädten 
Sanitäre der Ballungsfelder 
Ausstattungen tcht ansteigen 
verbesse rn. assen. 

Insbesondere 
in Geme inden 
unter 1.ooo Ew. 
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gleich soll damit die Fluktuation ( die trotz geringer Mobilität 
hoch ist) verringert und mit erhöhter Schichtauslastung die 
Wirtschaftlichkeit der Anlagemittel erhöht werden. 

Die durchgängige Orientierung auf die räumliche Konzen­
tration entspricht nicht nur dem sorgfältigem Umgang mit 
dem Vorhandenen (,,Intensivierung"), sondern geht auch 
vom Ballungseffekt selbst aus. Daher werden auch „solche 
Verdichtungsgebiete, die eine überdurchschnittliche und 
weiter wachsende territoriale Konzentration der Produktiv­
kräfte aufweisen, aber noch nicht zu den Ballungsgebieten 
zählen, wie beispielsweise Magdeburg'?2 , gefördert. Die 
gegenwärtigen Facherörterungen konzentrieren sich ferner 
auf das Siedlungssystem (s. o.) - wahrscheinlich als Reak­
tion auf das bis zu Beginn der siebziger Jahre vorherrschende 
Interesse an Produktions-Standort-Optimierungen und auch 
auf die intensive Diskussion der sozialen Infrastrukturen, 
der Umweltqualitäten und der Entwicklungsz.entrenförde­
rung in der westeuropäischen Raumordnungspolitik. 

3. Zur Form der raumordnungspolitischen Zielsysteme 

In der DDR liegt, wie erwähnt, kein umfassendes Raum­
ordnungsprogramm veröffentlicht vor, es finden sich nur 
Teilsysteme. Sie können im allgemeinen in drei Ebenen un­
terteilt werden. Die Oberziele bilden m'eist Standardformulie-

•· · . . 

rungen des letzten Parteitages, während der größte Teil der 
Aussagen ein breiter Katalog von Unterzielen ist. Es folgen 
dann vereinzelte, sehr konkrete Detailziele, die oft nur bei­
spielartig sind. Damit fehlt eine mittlere Ebene mit zeitlich 
und speziell regional-operationalen Kriterien. Die Kataloge 
erwecken oft den Eindruck eines Systemzusammenhanges, 
obwohl verschiedene Aussagen abwechselnd als Ober- und 
Unterziele einander zugeordnet sind und dadurch klare 
Ziel-Mittel-Verhältnisse entfallen. Der Wohnungsbau ist 
z. B. Hauptinstrument des sozialpolitischen Programms, 
zugleich auch Unterziel der proportionalen Siedlungsent­
wicklung, Stärkung der Ballungsgebiete, Verbesserung der 
sozialen Infrastruktur, Industrialisierung des Nordens, 
Nutzung der ökonomischen Effizienz von Verdichtungen, 
Intensivierung der Beziehungen zwischen Produktion · und 
Territorium usw. 

Würde man die Kataloge und Teilsysteme zu ein e m 
konsistenten System vereinigen, geriete die uneinheitliche 
Form aus dem Blickfeld. Sie folgt u. a. aus der unzureichen­
den Ausarbeitung der raumplanerischen Programmatik im 

• Vergleich zur Planung der Wirtschaftszweige. Ferner werden 
zahlreichen gesellschaftspolitischen Aussagen recht allge­
meine fachspezifische Ziele zugeordnet, um tagespolitischen 
Forderungen zu genügen. Damit wird zugleich die Rolle der 
Partei legitimiert, indem ihr allseitige Führungsfähigkeit be­
stätigt wird. 

Die Konsistenz der Teilsysteme i n s i c h ist natürlich 
aufgrund des Katalogcharakters recht hoch. Man könnte 
jedoch manche Aussagen deduzierend ergänzen und dadurch 
Zielkonflikte aufweisen. So wird z. B. das weitere, investi­
tionspolitisch unterstützte vorrangige Wachstum der Bal­
lungsgebiete zur Kollision mit dem Ziel der Verbesserung der 

Arbeits- und Lebensbedingungen führen, wie in den Agglo­
merationen ja täglich feststellbar ist. 

Die Erhaltung einer vielfältigen Wirtschaftsstruktur bei 
gleichzeitiger Erhöhung des Spezialisierungsgrades ist gleich­
falls als Konflikt denkbar, der darüber· hinaus noch mit der 
beabsichtigten Gewährleistung eines vielseitigen Arbeits­
platzangebotes kollidieren kann. Ein weiteres Beispiel bietet 
die Aussage, es käme „darauf an, eine den sozialistischen 
Lebensbedingungen entsprechende infrastrukturelle Ausstat­
tung für die Wohnbevölkerung in den langfristig .,weiterbe­
stehenden Siedlungen zu sichern", da sie folglich in jenen-
n i c h t zu sichern ist, die langfristig nicht weiterbestehen. 

Das beinhaltet eine neue Disproportion: Setzt man z. B. 350 
Ew. als Obergrenze derartiger Siedlungen, so _.;ären über 
10 000 Siedlungen mit 1,6 Mio. Ew., d. h. in der DDR etwa 
10 % der Bevölkerung und im Bez. Neubrandenburg knapp 
30 %, betroffen34 . Da den genannten Zielen jedoch viele 
Handlungen zugeordnet werden können, ist die Aussage 
zunächst nur als leerformelhaft zu bezeichnen. 

Daneben sind gelegentliche faktische Konflikte zu erwäh­
nen. So kollidiert etwa die Aussage, der Wohnkomfort solle 
vor allem in Siedlungen unter 1 000 Ew. oder „in allen länd­
lichen Siedlungen" verbessert werden, mit der beabsichtigten 
Siedlungskonzentration und den angestrebten überdurch­
schnittlichen Werten für die Städte (s. o.). Allerdings handelt 
es sich teilweise um Differenzen zwischen verschiedenen 
Autoren. 

In den Texten sind ferner Real- und Zielaussagen oft nicht 
auseinanderzuhalten. Die Konzentration der Bevölkerung bis 
1990 in den zentral geplanten Städten der Makrostruktur 
kann z. B. einen Trend oder ein Ziel bedeuten. Hier kommt 
die erwähnte Identität von Gesetz und Ziel zum Tragen. Den 
Zielsystemen liegen oft Annahmen über die reale Entwick­
lung der räumlichen Ordnung zugrunde, die ihrerseits Ziele, 
d. h. Vorstellungen über die räumlichen Anordnungen, be­
stimmen. So gelte es z. B., die Vorteile der Konzentrations­
tendenzen „maximal zu nutzen und weiter zu entwickeln" 35 , 

weil die territoriale Arbeitsteilung als gesetzmäßig und die 
Ballungsgebiete als „rationelle Formen der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung und des gesellschaftlichen Lebens" aufgefaßt 
werden. Dabei ist wichtig, daß die Ballungen als rationellste 
Form gelten36, weil alle Beobachtungen ein weiteres Wachs­
tum und alle Effektivitätsrechnungen einen Vorteil belegen. 
Den Berechnungen liegt prinzipiell die gleiche Rationalität 
zugrunde wie den Standortentscheidungen der Betriebe, der 
Bevölkerung usw., die zur Agglomeration führten. Somit 

34 Berechnet nach Angaben der Siedlungsgrößen bei Stams, W. u. 
M. (s. Anm. 27) in der Annahme, daß erst ab 200--300 Ew. die 
Grundversorgung gesichert ist (s. v . Känel). 
35 Okonomisches Lexikon. - 1969. 
36 Z. B. bei Rumpf, u. a. (s. Anm. 17). Die Zusammenhänge ver­
deutlicht auch folgendes Zitat (nach Röseler/Scherf, s. Anm. 22): 
„Die städtischen Siedlungsformen weisen ... in Gestalt der Städte 
den höchsten Grad der territorialen Konzentration und Kombination 
von Bevölkerung, Produktion und Infrastruktur auf. Sie haben damit 
die günstigsten Voraussetzungen für die Realisierung städtischer 
Lebensformen und -bedingungen mit hoher ökonomischer und so­
zialer Effektivität." Von der Tautologie des Satzes abgesehen, be­
zeichnen die Worte „damit" und „günstigste Voraussetzungen" die 
Intention, das Ziel, das von plausibler Sinnfälligkeit erscheint. 
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können nur die bisherigen Standortentscheidungen bestätigt 
werden. Es geht hierbei nicht um die Richtigkeit der Beob­
achtungen, sondern nur um den Schluß von ihnen auf die 
Ziele. 

Das gilt auch für zwei weitere Feststellungen, die das 
Konzentrationsziel stützen: Die vorhandene hohe Konzen­
tration der Arbeiterklasse in den Städten wird als Faktor erst­
rangiger politisch-ökonomischer Bedeutung aufgefaßt und 
den Städten daher eine „führende Rolle .... innerhalb der 
politisch-territorialen Gliederung zugemessen." Die Konzen­
tration wird durch industrielle Investitionen ~nterstützt und 
legitimiert dann die Entscheidung durch höhere bzw. erhal­
tene Konzentration der sekundären Bereiche. ferner wird die 
hohe infrastrukturelle Ausstattung und Auslastung der Bal­
lungsgebiete dadurch unterstützt, daß „eine weitgehende 
Übereinstimmung zwischen der Konzentration des Bedarfs 
an Leistungen der Infrastruktur mit den Tendenzen zur 
Konzentration und damit zu größeren Kapazitäten in den 
Bereichen der Infrastruktur selbst" besteht, und , ,die wach­
sende Bedeutung derartiger Bedürfniskomplexe wie Arbeit, 
Bildung, Kultur und Kommunikation ... drängt tendenziell 
zur weiteren Konzentration der Bevölkerung in größeren 
Siedlungseinheiten." So steigen die Größe, das Leistungsan­
gebot, die Nachfrage und damit wieder der Ausbau der In­
frastruktur in den Ballungsgebieten entsprechend der be­
kannten Theorie von der Funktion der Infrastruktur als 
Wachstumsfaktor. 

Wie erwähnt, fehlt eine mittlere Ebene mit praktikablen 
regionalpolitischen Zielerreichungsgraden. Das liegt teilweise 
(vor allem für das Nationaleinkommen) an methodischen 
Bedenken und an der unzureichenden Territorialstatistik. Es 
scheint aber auch ein allgemeines Kennzeichen des politi­
schen Systems, daß neben unverbindlichen Raumplanungs­
zielen konkrete, örtliche Aufgaben genannt werden, wobei 
der Bezug unsystematisch bleibt. 

4. Zielfindungsprozesse 

Raumordnungspolitische Zielfindungs- und Zielbildungs­
prozesse in der DDR · sind nur sehr unvollkommen nachzu­
zeichnen. Die Forschungsleitstelle für Territorialplanung der 
Staatlichen Plankommission bereitet wohl die wichtigsten 
Erklärungen vor37 , da m. W. keine ZK-Abteilung der SED 
speziell für .die Raumordnungspolitik zuständig ist. In der 
Parteiführung selbst gab es zwar Architekten und Städte­
bauer, aber m. W. bisher kaum engagierte Raumplaner38 . In 
der Zielbildung sind drei Bereiche erkennbar: 

3 7 Gegenwärtig ist hierfür insbes. der 1977 gebildete Arbeitskreis 
für Territorialforschung im Wissenschaft!. Rat für Fragen der Ver­
vollkommnüi:ig der Planung und wirtschaftli~hen ~echnungsführ~ng 
unter der Leitung von W. Ostwald zuständig. Seme Aufgaben smd 
die Überarbeitung des Konzeptes der Verteilung der Produktivkräfte 
bis 1979 und die Beratung des stellvertr. Vorsitzenden der Staat!. 
Plankommission und der Forschungsleitstelle. (Vergleichbar in etwa 
dem Beirat für Raumordnung). 
38 Von der speziellen Vorbildung her ist z. B. R . Müller, langjäh­
rige:r stellvertr. Vorsitzender der Staatlichen Plankommission, zu 
nennen. 

- Die skizzierten Deduktionen und die Festlegungen im 
Rahmen von Grundsatzerklärungen (vor allem der Partei­
tage). 

- Die Berücksichtigung aktueller Sachzwänge, d. h. gegen­
wärtig der Rohstoff- und Energieprobleme, aber auch des 
Wohnungsbauprogramms und der regional-infrastrukturel­
len Sicherung großer Investitionen. 

Die Meinungsbildung in der Fachöffentlichkeit, beeinflußt 
von fachspezifischen Erkenntnissen und internationalen 
Entwicklungen. 

Mangels Materials sind die Bereiche_ kaum gegeneinander 
abzuwägen. Ober die Bürgerbeteiligung am Raumplanungs­
prozeß ist ebenfalls nichts Systematisches bekannt, das Den­
ken in Bürgerinitiativen usw. widerspricht ohnehin dem 
Selbstverständnis der DDR. ,,Zulässige" Konflikte werden in 
den Ausschüssen der örtlichen Parlamente behandelt, aber 
öffentliche Diskussionen - etwa des Kernkraftwerkes bei 
Greifswald, der abgeriegelten Erholungsgebiete in der sächsi­
schen Schweiz und an der Ostsee oder der Belästigungen 
durch Truppenübungsplätze - sind undenkbar. Die Be­
schreibung der Bürgerbeteiligung ist meist pathetisch 
(,, wachsende kollektive Weisheit der Werktätigen") und 
unbestimmt. Sozialempirische Daten zum raumplanerischen 
Entscheidungsprozeß liegen m. W. kaum vor; die Argumen­
tation läuft oft auf zentrale Entscheidungen hinaus: ,,Die 
immer umfangreicher werdenden Initiativen der Bürger ... 
verlangen zunehmend zentrale territoriale Orientierungen 
und Entscheidungen ... " 

III. Zusammenfassung 

Die Adjektive „effektiv" und „rationell" beherrschen die 
raumordnerischen Texte entsprechend der Grundrichtung 
der Gesellschaftspolitik: Leistungserhöhung und Produktivi­
tätssteigerung. Daneben wird seit den siebziger Jahren die 
Konsumsphäre beachtet, und zwar raumordnungspolitisch 
durch das Wohnungsbauprogramm und die Erhöhung der 
sozialen Infrastrukturausstattung und deren Auslastung 
durch ein rationelles Siedlungssystem. Die räumliche Vertei­
lung folgt dem Prinzip der Leistungssteigerung durch Kon­
zentration. Das mag trivial erscheinen, weil deren ökono­
mische Effizienz eine einfache Ableitung aus allgemeinsten 
Überlegungen der Kostenminimierung ist und die Raumord­
nungspolitik sich somit auf das klassische nationalökono­
mische Ziel - höchste Leistungen mit geringstem Aufwand 
- reduzieren läßt. Wichtig ist aber, daß dieser Strategie 
konsequent gefolgt wird, daß die ökonomische Argumenta­
tion offenkundig vorherrscht. Sie spiegelt die Gesellschafts­
auffassung einer von ökonomischen Gesetzen gesteuerten 
und von materieller Leistung getragenen Höherentwicklung 
wider, während die Vorstellungen in der Bundesrepublik 
wohl mehr an Ableitungen aus dem Gleichheitsgebot . der 

Verfassung und dem parlamentarischen Repräsentations­
system (Verfahrensfragen als inhaltliche Probleme der Raum­
ordnung) orientiert sind. 
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Das ideologische Gesamtgebäude enthält kaum Aussagen 
zur räumlichen Anordnung der Produktivkräfte, sieht man 
von allgemeinen Feststellungen der Rohstoff- oder Konsu­
mentennähe ab. Im Repertoire der Utopien und Verheißun­
geh finden sich nur wenige räumliche Ordnungsvorstellun­
gen, vergleichbar den Metaphern von der allseitig entwickel­
ten sozialistischen Persönlichkeit. In politisch-ideologischer 
Sicht besteht zwar eine Präferenz für die Städte als Zentren 
der Arbeiterklasse, doch der politischen Führung scheint die 
Frage räumlicher Strukturen von untergeordneter Bedeutung. 

Die veröffentlichten raumordnungspolitischen Zielsysteme 
der DDR sind insgesamt allgemeiner gehalten als in anderen 
Industienationen und im Verhältnis zum methodischen Stand 
der ~perationalisierungsmöglichkeiten häufig leerformelhaft 
und katalogartig. Sicher tragen hierzu die methodischen 
Probleme - Kriterien für Umweltqualität oder langfristige 
Effizienz - bei, aber auch die besonders restriktive Informa­
tionspolitik (Karten, regional-statistische Angaben) und vor 
allem die Reservation gegenüber dem Au~eis von Zielkon­
flikten, denn die Verpflichtung auf gesellschaftliche Harmo­
nievorstellungen hilft, die führende Rolle der Partei zu 
erhalten. 

Das vorherrrschende Konzentrationsprjnzip hat eine zwei­
fache Basis: einerseits die alte Erkenntnis der Effizienz der 
Agglomeration von Produktivkräften, wie sie auch Marx 
festgehalten hat, und andererseits die Programmatik der 
Intensivierung seit dem VIII. Parteitag, d. h. die Nutzung 
der vorhandenen Strukturen entsprechend den im Kapitalis­
mus und Sozialismus sehr ähnlichen Lokalisati~nstendenzen. 

Die Raumordnungspolitik der DDR folgte seit den mitt­
sechziger Jahren der generellen Entwicklung in den Indu­
strienationen. So gewann Ende der sechziger Jahre der Infra­
s.trukturbegriff kurzfristig große Bedeutung, und später, 
{viederum mit etwa einem halben Jahrzehnt Verzug, die Sied­
lungspolitik. In den Hauptbegriffen und Denkmustern ist 
weitgehende Ähnlichkeit erkennbar, was die These industrie-

, gesellschaftlicher Entwicklung stützt. Beispielsweise sind die 
Konzepte der Entwicklungszentren bzw. zentralen Orte 
sowie der Zentren und Achsen, auch ihre absoluten Größen­
ordnungen, einander vergleichbar. 

Trotzdem sind die Differenzen zwischen der Raum­
ordnungspolitik der DDR und derjenigen der Bundesrepu­
blik nicht zu übersehen. Der Hauptunterschied besteht in der 
bewußten investitionspolitischen Förderung der Ballungsge­
biete der DDR, selbst wenn es sich um Rationalisierungen 
(Intensivierung) und nicht um neue, extensive Investitionen 
handelt. Die Planungsstrategie kann noch der gleichen öko­
nomischen Rationalität entsprechen, wie sie den Standortent­
scheidungen der Unternehmen zugrunde liegt, weil die Pro­
bleme der Agglomerationen noch nicht den Umfang wie in 
den westeuropäischen Metropolen erreicht haben. Die Moto­
risierungsquote liegt z. B. noch weitaus niedriger, die tertitä­
ren Bereiche und damit die Citybildung sind noch entschie-
den geringer. • 

Ferner wird vorrangig darauf Wert gelegt, die „Vorzüge 
der Spezialisierung" zu nutzen, und damit werden Mono­
strukturen begünstigt. Weiterhin entfallen weitgehend die 
Planungskategorien der Fördergebiete, obwohl manche Dis­
proportionen vermutlich in der Größenordnung derjenigen 
in der Bundesrepublik liegen. 

Aufgrund der allgemeinen politischen Bedingungen sind 
regionale Disparitäten eine weithin vernac~lässigte Problema­

tik. Wer könnte schon auch nur die Hypothese öffentlich 
formulieren, die Regionalpolitik der SED habe dem Norden 
der DDR nur unzulänglich Vorteile, der Hauptstadt aber 
ungerechtfertigt überdurchschnittliche Investitionen ver­
schafft. 

Insgesamt fügt sich die Raumordnungspolitik der DDR in 
die der Industriegesellschaften ein, die Probleme und Lö­
sungsstrategien ·:lifferieren überwiegend nur graduell. Die 
bisher en~prechend der Stellung der DDR innerhalb der 
Industrienationen noch erträglichen Agglomerationsfolgen 
erlauben die raumordnungspolitische Förderung der Bal­
lungsgebiete im Interesse der unmittelbaren ökonomischen 
Effizienz. 

Damit erhält sich die territoriale Grundstruktur, und die 
räumlichen Proportionen verstärken sich entsprechend der 
bestehenden Gewichtung mit dem Vorrang der südlichen 
Ballungsgebiete und der Hauptstadt. 




